
  
  

Informationen zum Datenschutz  

  
Datenschutzhinweise nach Art. 13 der EU-Datenschutz-Grundverordnung  

(DSGVO) für die Erhebung, Speicherung und Weitergabe von 

personenbezogenen Daten in Zusammenhang mit  
  

Angelegenheiten des Bauordnungsrechtes 

  

1. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen  

Stadt Neumünster  
Der Oberbürgermeister  
Fachdienst Bauordnung und Denkmalpflege  
-untere Bauaufsichtsbehörde- 
Brachenfelder Straße 1-3  
24534 Neumünster  
E-Mail: bauaufsicht@neumuenster.de  

  

2. Kontaktdaten der Datenschutzbeauftragten der Stadt Neumünster  

Gemeinsame Datenschutzbeauftrage 

Hamburger Straße 30 

23795 Bad Segeberg 

E-Mail: datenschutz@segeberg.de 

Telefon: 04551 / 951-9851 

  

3. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

Genehmigungsverfahren/Anzeigeverfahren: 

Ihre Daten werden zum Zwecke der Bearbeitung von Anzeigen und Anträgen auf Erteilung  

eines Vorbescheids, einer Genehmigung, einer Abweichung, einer Ausnahme, einer Befreiung 

nach der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) und dem Baugesetzbuch 

(BauGB) erhoben. 

Nach § 53 Abs. 1 Satz 2 LBO, obliegt es der Bauherrin oder dem Bauherrn, im bauaufsichtlichen 

Verfahren die nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Anträge, Anzeigen und 

Nachweise, insbesondere gegenüber der Bauaufsichtsbehörde, zu erbringen. Sie sind daher zur 

Bereitstellung der Daten verpflichtet. Wenn Sie die Daten nicht bereitstellen, können die 

betroffenen Verwaltungsverfahren nicht durchgeführt werden. Die von Ihnen erhobenen Daten 

speichert die Bauaufsichtsbehörde in einer Bauakte und in einer automatisierten 

Vorgangsdokumentation. Im Rahmen des jeweiligen Verfahrens prüfen wir, ob bei dem 

genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Vorhaben, also der Errichtung, Änderung, 

Nutzungsänderung oder Beseitigung von Anlagen, die jeweils zu prüfenden öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften eingehalten werden.  
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Die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO i.V.m. 

§ 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz. Rechtsgrundlage für die Übermittlung im laufenden 

bauaufsichtlichen Verfahren ist § 69 Abs. 4 LBO. Rechtsgrundlage für die Übersendung nach 

Erteilung der Genehmigung sind § 6 Abs. 2 des Vermessungs- und Katastergesetzes, § 29 Abs. 3 

Satz 1 des Bewertungsgesetzes und § 6 Abs. 2 des Hochbaustatistikgesetzes. 

 

Baulasten: 

Ihre Daten werden zum Zwecke der Eintragung von Baulasten und zur Führung des 

Baulastenverzeichnisses erhoben. 

Nach § 83 Abs. 1 Satz 1 LBO können Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer 

durch Erklärung gegenüber der Bauaufsichtsbehörde öffentlich-rechtliche Verpflichtungen zu 

einem ihre Grundstücke betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen übernehmen, die sich nicht 

schon aus öffentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben. Baulasten werden unbeschadet der 

privaten Rechte Dritter mit der Eintragung in das Baulastenverzeichnis wirksam und wirken auch 

gegenüber Rechtsnachfolgerinnen oder Rechtsnachfolgern. Sie sind daher zur Bereitstellung der 

Daten verpflichtet. Wenn Sie die Daten nicht bereitstellen, kann die beantragte Baulast nicht in 

das Baulastenverzeichnis eingetragen werden und damit nicht wirksam werden. Die von Ihnen 

erhobenen Daten speichert die Bauaufsichtsbehörde in einer automatisierten 

Vorgangsdokumentation und im Baulastenverzeichnis. 

 

Die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO i.V.m. 

§ 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz. Das Recht, ein Baulastenverzeichnis zu führen, ergibt sich aus 

§ 83 Abs. 4 Satz 1 LBO. Das Recht, jeder oder jedem Einsicht in das Baulastenverzeichnis zu 

gewähren, die oder der ein berechtigtes Interesse hat, und entsprechende Auszüge zu 

übermitteln, ergibt sich aus § 83 Abs. 5 LBO. 

 

Ordnungsrechtliche Verfahren: 

Ihre Daten werden zum Zwecke der ordnungsbehördlichen Tätigkeit der unteren 

Bauaufsichtsbehörde nach der LBO erhoben. Nach § 58 Abs. 2 Satz 1 LBO haben die 

Bauaufsichtsbehörden bei der Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung und Beseitigung sowie 

bei der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen darüber zu wachen, dass die öffentlich-

rechtlichen Vorschriften eingehalten werden. Die ordnungsbehördliche Tätigkeit erfolgt, um dies 

zu gewährleisten. 

  

Die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO i.V.m. 

§ 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz. Soweit die untere Bauaufsichtsbehörde zur Gefahrenabwehr 

tätig wird, sind Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung die §§ 177 bis 178, § 179 Abs. 1, §§ 180 

Abs. 1 und 2, §§ 188 bis 188a und §§ 191 bis 193 LVwG. 

  

4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten  

Genehmigungsverfahren/Anzeigeverfahren: 
Ihre Daten werden ggf. an andere Behörden, sonstige öffentliche Stellen oder berechtigte Dritte 
weitergegeben, soweit dies für die Bearbeitung der Anzeigen und Anträgen erforderlich ist: 
Im bauaufsichtlichen Verfahren kann die Beteiligung folgender Behörden und sonstiger Stellen 
erforderlich werden:  
− Untere Naturschutzbehörde  
− Untere Wasserbehörde 
− Untere Bodenschutzbehörde 
− Untere Küstenschutzbehörde  
− Untere Denkmalschutzbehörde  



− Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit 
− Landesamt für Umwelt 
− Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung 
− Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 
− Fernstraßen-Bundesamt  
− Prüfingenieurin/ Prüfingenieur/ Prüfamt für Standsicherheit  
− Prüfingenieurin/ Prüfingenieur für Brandschutz  
− bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin/ bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger 
− Sachverständige Stelle.  
Außerdem kann nach Maßgabe des § 70 LBO die Beteiligung von Eigentümerinnen oder 
Eigentümern benachbarter Grundstücke oder nach Maßgabe des § 70a LBO die Beteiligung der 
Öffentlichkeit erforderlich sein. Bei der Beteiligung von Eigentümerinnen oder Eigentümern 
benachbarter Grundstücke werden diesen diejenigen Bauvorlagen zugänglich gemacht, aus denen 
sich die nachbarliche Betroffenheit ergibt. Bei der Beteiligung der Öffentlichkeit wird das Vorhaben 
im Amtsblatt und im Internet bekanntgemacht. Dabei muss das Vorhaben so ausführlich 
dargestellt werden, dass es Dritten möglich ist, zu beurteilen, ob und in welchem Umfang sie von 
den Auswirkungen des Vorhabens betroffen werden können. 
Nach Abschluss des bauaufsichtlichen Verfahrens werden folgende Behörden oder sonstige Stellen 
über die Erteilung der Genehmigung oder das durchgeführte Genehmigungsfreistellungsverfahren 
unterrichtet:  
− Finanzamt  
− Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein (Statistikamt Nord) 
− Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein 
− Landesamt für Umwelt 
− Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit 
Ergibt sich bei der Bearbeitung, dass weitere Behörden, sonstige Stellen oder Personen beteiligt 
werden, werden Sie vorab informiert. 
Als Fachverfahren verwenden wir die Software MsAmt der Firma Bunge. Im Rahmen des Supports 
kann die Firma Bunge Zugriff auf die gespeicherten Daten erhalten. 
Der Online-Dienst „Digitale Baugenehmigung“ wird von der DVZ Datenverarbeitungszentrum 
Mecklenburg-Vorpommern GmbH betrieben. Soweit es für die Funktionalität des Online-Dienstes 
erforderlich ist, werden Daten an diesen übermittelt. Der Online-Dienst ist auch aus Drittländern 
erreichbar. Wenn aus einem Drittland auf den Online-Dienst zugegriffen wird, werden die Daten im 
Rahmen des Betriebs des Online-Dienstes insoweit an ein Drittland übermittelt. 
 
Baulasten: 
Ihre in das Baulastenverzeichnis eingetragenen Daten werden an jede oder jeden übermittelt, der 
dies beantragt und ein berechtigtes Interesse im Sinne des § 83 Abs. 5 LBO hat. 
Als Fachverfahren verwenden wir die Software MsAmt der Firma Bunge. Im Rahmen des Supports 
kann die Firma Bunge Zugriff auf die gespeicherten Daten erhalten. 
 
Ordnungsrechtliche Verfahren: 
Ihre Daten werden ggf. an andere Behörden, sonstige öffentliche Stellen oder berechtigte Dritte 
weitergegeben, soweit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgabe der unteren Bauaufsicht 
erforderlich ist: 
Im ordnungsbehördlichen bauaufsichtlichen Verfahren kann die Beteiligung folgender Behörden 
und sonstiger Stellen erforderlich werden:  
− örtliche Ordnungsbehörde 
− Prüfingenieurin/ Prüfingenieur/ Prüfamt für Standsicherheit  
− Prüfingenieurin/ Prüfingenieur für Brandschutz  
− bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin/ bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger 
− Sachverständige Stelle.  



Ergibt sich bei der Bearbeitung, dass weitere Behörden, sonstige Stellen oder Personen beteiligt 
werden, werden Sie vorab informiert. 
Als Fachverfahren verwenden wir die Software MsAmt der Firma Bunge. Im Rahmen des Supports 
kann die Firma Bunge Zugriff auf die gespeicherten Daten erhalten. 

  

5. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten  

Ihre Daten werden nach der Erhebung bei der unteren Bauaufsichtsbehörde so lange gespeichert, 

wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen gemäß Landesbauordnung und 

Landesverwaltungsgesetz erforderlich ist.  

 

6. Betroffenenrechte  

Nach der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) stehen Ihnen folgende Rechte zu:  
Sie haben das Recht, Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 
DSGVO).  
Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf 
Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO).  
Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der 
Verarbeitung verlangen (Art. 17 und 18 DSGVO). 
Außerdem können Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 21 DSGVO). 
Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung 
besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht 
Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO). Sollten Sie von Ihren 
oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche Stelle, ob die gesetzlichen 
Voraussetzungen hierfür erfüllt sind.  
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, wenn sie der 
Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. Wenn Sie sich an 
die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht wenden möchten, 
können Sie sie wie folgt kontaktieren: Landesbeauftragte für Datenschutz Schleswig-Holstein, E-
Mail-Adresse: mail@datenschutzzentrum.de . Weitere Informationen können Sie dem offiziellen 
Internetauftritt der Landesbeauftragten unter https://www.datenschutzzentrum.de entnehmen. 
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